Geſetz-Sammlung 
Ss für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


555 N Tr, 3. . 


(Nr. 5807.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Dezember 1863., betreffend die Genehmigung des 
demſelben anliegenden Tarifs, nach welchem das Ufergeld in der Stadt 
Tilſit zu entrichten iſt. 


Ait Ihren Bericht vom 14. Dezember d. J. habe Ich dem Tarif, nach wel⸗ 

chem das Ufergeld in der Stadt Tilſit zu entrichten iſt, Meine Genehmigung 
unter Vorbehalt der Reviſion von fuͤnf zu fuͤnf Jahren ertheilt und laſſe Ihnen 
1 vollzogen zur weiteren Veranlaſſung hierbei zuruͤckgehen. 


Berlin, den 28. Dezember 1863. 


Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten. 


ÿßF,„ 
nach welchem das Ufergeld in der Stadt Tilſit zu entrichten iſt. 


i E. wird entrichtet von allen Fahrzeugen und Floßhoͤlzern, welche die der 
Stadt gehörigen Bohlwerke, Ladebruͤcken oder Auffahrten zum Anlegen, Loͤſchen 
oder Laden benutzen, auch wenn ſie daſelbſt Bord an Bord liegen: 
Jahrgang 1864. (Nr. 5807.) 4 


f 5 Ausgegeben zu Berlin den 16. Februar 1864. 


1) von 


4) von Dampfſchiffen jeder Art 5 „ 
2 von Fiſcherbooten und Marktbooten, fofern fie nicht mehr als 


1 Laſt Tragfähigkeit haben F 
3) von anderen Fahrzeugen, für jede Laſt Tragfaͤhigkeitt .. 
ee 


Anmerkung zu 3. Beladene Fahrzeuge, welche nur einen 
Theil ihrer Ladung loͤſchen, oder welche Beiladung ein⸗ 
nehmen, entrichten nur die Haͤlfte des Satzes zu 3. 


4) von Holztriften, für jede Tafel.. en 
Anmerkung zu 4. Holztriften, welche aus mehr als einer 

Tafel beſtehen, entrichten, wenn ſie nur anlegen, im 
Ganzen 8 

5) von Bauholz, welches einzeln angelegt, an Land gebracht, oder 
ins Waſſer geſchleppt wird, ſofern dafür nicht in der Tafel 
der Satz zu 4. bezahlt wird, für jedes Stuͤck .... 


Zuſätzliche Beſtimmungen. 


Von Fahrzeugen und Floßhoͤlzern, welche die der Stadt gehörigen Bohl⸗ 
werke, Ladebruͤcken oder Auffahrten länger als ſieben Tage hintereinander be⸗ 
nutzen, iſt für jede folgenden ſieben Tage oder weniger die tarifmaͤßige Abgabe 
nochmals zu entrichten. 


Befreiungen. 


Ufergeld wird nicht erhoben: 
1) von Königlichen Fahrzeugen und Floßhoͤlzern; 
2) von Fahrzeugen, welche in den Winterhafen einlaufen, um dort zu 
uͤberwintern; a 
3) von unbeladenen Handkaͤhnen, welche als Zubehoͤr zu ſolchen Fahrzeugen 
gehören, für die das tarifmaͤßige Ufergeld entrichtet worden iſt; 


4) von Handkaͤhnen und Booten, welche ohne andere Ladung nur zur Per⸗ 
ſonenfahrt benutzt werden. 


Gegeben Berlin, den 28. Dezember 1863. 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Bo delſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr. 5808.) 


„ß RI 1 

Da TREE 

5 8 — — 
5 23 . 


(Fr. 5808.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Dezember 1863., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte an die Stadt Dt. Eylau und den Kreis Loͤbau fuͤr 
die von denſelben zu erbauenden Chauſſeen: 1) von Dt. Eylau, im 
Kreiſe Roſenberg, bis zur Loͤbauer Kreisgrenze bei Rodzonne, 2) von Loͤ⸗ 
bau bis zur Strasburger Kreisgrenze in der Richtung auf Lautenburg. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der 
Chauffeen im Regierungsbezirk Marienwerder: 1) von Dt. Eylau, im Kreiſe 
Roſenberg, bis zur Löbauer Kreisgrenze bei Rodzonne durch die Stadt Di. 
Eylau, 2) von Löbau bis zur Strasburger Kreisgrenze in der Richtung auf 
Lautenburg durch den Kreis Löbau genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der 
Stadt Dt. Eylau und dem Kreiſe Loͤbau das Expropriationsrecht fuͤr die zu 
dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen geltenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zu⸗ 
gleich will Ich den genannten Bauunternehmern gegen Uebernahme der kuͤnf⸗ 
tigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes 55 den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 
geltenden Chauffeegeld - Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betref⸗ 
fenden zufäglichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗ 
Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
5 der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung 
ommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 28. Dezember 1863. 


Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5808-5809.) 47 (Nr. 5809.) 


1 


(Nr. 5809.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obliga⸗ 1 
N tionen des Kreiſes Loͤbau im Betrage von 30,500 Thalern, II. Emiſſion. 
Vom 28. Dezember 1863. s 


f Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen dec. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Kreiſes Loͤbau auf dem Kreistage 
vom 21. April 1863. beſchloſſen worden, die zur Ausfuͤhrung der vom Kreiſe 
unternommenen Chauſſeebauten weiter erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: 
zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens 
der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
30,500 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe 
der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Ge⸗ 
maͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obli⸗ 
gationen zum Betrage von 30,500 Thalern, in Buchſtaben: dreißig tauſend 
fuͤnf hundert Thalern, welche in folgenden Apoints: : 

11,000 Thaler a 1000 Thaler, 
9,000 „ à 3500 „ 


7,00 „ 100 „ 

2,000 „ à 50 „ 

4000 % „ 25 
/ — 30,500 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
/ fünf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtim⸗ 
/ menden Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1865. ab mit wenigſtens jaͤhrlich 

Ein und einem halben Prozent des Kapitals und dem Betrage der durch die fort⸗ 
ſchreitende Amortiſation erſparten Zinſen zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges 
Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung 
ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehen⸗ 
den Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend 

zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die 
Geſetz- Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. ö 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 28. Dezember 1863. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Pro⸗ 


ER 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Obligation 
des Kreiſes Löbau, II. Emiſſion, 


uber ..:.. Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund des unterm nnn beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluſſes 
vom 21. April 1863. wegen Aufnahme einer Schuld von 30,500 halern be⸗ 
kennt ſich die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Kreiſes Loͤbau 
Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, Seitens des 
Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von .. Thalern 
Preußiſch Kurant, welche fuͤr den Kreis kontrahirt worden und mit fuͤnf Prozent 
‚jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 30,500 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1865. ab allmalig innerhalb eines Zeitraums von ..... Jahren aus 
einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von jaͤhrlich wenigſtens Ein 
und einem halben Prozent des Kapitals und dem Betrage der durch die fortſchrei⸗ 
tende Amortiſation erſparten Zinſen. 


Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch das 
Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1865. ab in dem Monate 
April jedes Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, den Til⸗ 
gungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die 
ekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
ummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung 
erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Preußiſchen 
Staats⸗Anzeiger, dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Marienwerder und 
dem Kreisblatte des Kreiſes Loͤbau. 5 
Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 1. April und am 1. Oktober, von heute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 
| Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Chauſſeebaukaſſe in Neumark, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 
(Nr. 5809.) Mit 


= a 2 ” er N RER 5 
VT Empfangnahme des Kapitals präfentirten Schuldverſchrei 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitsterm 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital 
abgezogen. f u. 
Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ritzahlangsterene nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
Th. I. Tit. 51. H. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Loͤbau. = 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch foll- 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 5 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. 1 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Chauſſee⸗ 
baukaſſe zu Neumark gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons -Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 

der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen ill. 5 1 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. ö 
Neumark, den .u.eencnuneeen. 18. 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau 
im Kreiſe Löbau. 


Vb 
g Provin Preußen, Regierungsbezirk Naß erdeg 


Zins ⸗Ku peo n 


zu der 


Kreis⸗ Obligation des Kreiſes Löbau 
II. Emiſſion 


F . 1 : 
bern Thaler Prozent Zinſen über ..... Thaler 5 
. Silbergroſchen. a 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen a Ruͤckgabe in a 
DELSIEH DOM nee cu bis ae ee reſp. vom ten 
V bis. und ſpaͤterhin die Zinſen der vor⸗ 
benannten Kreis⸗Obligation für das Halbjahr v ommm bis 
A mit (in Buchftaben) ..... Thalern ..... Silbergroſchen 
bei der Kreis⸗Chauſſeebaukaſſe zu Neumark. 
Neumark, denn 18. 


Die Chauſſeebau⸗Kommiſſion des Kreiſes Löbau. 


Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Faͤlligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Halbjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Xegierungsbezirk Marienwerder. 


Tal o un 


zur 4 

Kreis: Obligation des Kreiſes Löbau 2 

II. Emiſſton. e 

0 Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Kreiſes Löbau II. Emiſſion 1 
Bitte... Mas Abe! Thaler à fuͤnf Prozent Zinſen 1 

die ..t Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. bis 18.. bei der Chauſſee⸗ Bu 
baufaffe zu Neumark, inſofern Seitens des Inhabers der Obligation kein , 
Widerſpruch dagegen erhoben wird. „ 
Neinark, den nnn 18. i 


Die Chauſſeebau⸗Kommiſſion des Kreiſes Löbau. 


Ar. 58095810) f (Nr. 5810.) 


l 


x 


Cr. 5810.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. Dezember 1862., betreffend die Ertheilung des fünfe 
N jährigen Preiſes an das beſte Werk über deutſche Geſchichte. 


Ai Ihren Bericht vom 18. Dezember d. J. will Ich geſtatten, daß kuͤnftig 


zu der durch das Patent vom 18. Juni 1844. (Geſetz⸗Samml. S. 403. ff.) 


angeordneten Kommiſſion für die Ertheilung des fuͤnffaͤhrigen Preiſes an 
das beſte Werk uͤber deutſche Geſchichte nicht blos ordentliche Mitglieder der 
Koͤniglichen Akademie der Wiſſenſchaften, ſondern auch Ehrenmitglieder dieſer 
Koöͤrperſchaft, und nicht blos ordentliche Profeſſoren der Univerſitaͤt zu Berlin, 

ſondern uͤberhaupt ordentliche und außerordentliche Profeſſoren ſaͤmmtlicher 
Landes⸗Univerſitaͤten zugezogen werden dürfen, Auch beſtimme Ich, unter Auf; 
hebung des $. 9. gedachten Patents, daß kuͤnftig die öffentliche Ertheilung des 
Preiſes in der zur Feier des Geburtstages des Königs Friedrich des Großen 
ſtattfindenden öffentlichen Sitzung der Akademie der Wiſſenſchaften erfolge. Zu. 
gleich ermaͤchtige Ich Sie, die fuͤr das Zuſammentreten der Kommiſſion und 
für die einzelnen Stadien ihrer Thaͤtigkeit in den HH. 3. 4. und 7. des Patents 
feſtgeſetzten Termine danach in angemeſſener Weiſe abzuaͤndern und ſolche Be⸗ 
ſtimmungen zu treffen, welche durch die Zuziehung von Kommiſſions⸗Mitgliedern, 
die außerhalb Berlin wohnen, etwa noͤthig werden. 

Sie haben dieſe Order durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kennt⸗ 

niß zu bringen. \ 


Berlin, den 22. Dezember 1862. | 
| v. Muͤhler. 


An den Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗ Angelegenheiten. 


(Ar. 


(Nr, 5844.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 11. Januar 1864., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von 
der Stadt Bieſenthal nach dem Bahnhofe der Berlin-Stettiner Eiſenbahn 
bei Bieſenthal. : 


Nachden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
von der Stadt Bieſenthal, im Kreiſe Ober⸗Barnim, Regierungsbezirk Potsdam, 
nach dem Bahnhofe der Berlin- Stettiner Eiſenbahn bei Bieſenthal genehmigt 
habe, verleihe Ich hierdurch der Gemeinde Bieſenthal das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau-⸗ und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der für. die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich 
will Ich der genannten Gemeinde gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
maͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die 
Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vor⸗ 
ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen ange⸗ 
wandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 5 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 | 


Berlin, den 11. Januar 1864. 


ä Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Sdeanng 1864. (Mr. 5811—8812) 5 (Fr. 5812.) 


(Nr. 5812.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 11. Januar 1864., betreffend die Verleihung der fis⸗ 

i ö kaliſchen Vorrechte an den Kreis Pleſchen fuͤr den Bau und die Unter⸗ 
haltung der Kreis⸗Chauſſee von Neuſtadt uͤber Chocicza und Boguszyn bis 
zur Kreisgrenze in der Richtung auf Kions. | 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauffee von Neuſtadt im Kreiſe Pleſchen, Regierungsbezirk Poſen, uͤber Chocieza 
und Boguszyn bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Rions genehmigt habe, 
verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Pleſchen das Expropriationsrecht fuͤr die zu 
dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zu⸗ 
gleich will Ich dem Kreiſe Pleſchen gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
mäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats = Chauffeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
KRenntniß zu bringen. 


Berlin, den 11. Januar 1864. 
8 Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fr Handel, 
f Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 6813) ä 


— 3 — 


(Nr, 5813.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der Abaͤnderungen 
des Statuts der Aktiengeſellſchaft der Aachener Spiegel⸗Manufaktur zu 
Aachen. Vom 1. Februar 1864. a 


485 Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 25. Januar 
1864. die von der Aktiengeſellſchaft der Aachener Spiegel-Manufaktur zu 
Aachen in der Generalverſammlung vom 30. Juni 1863. beſchloſſenen Ab⸗ 
änderungen der unterm 22. Januar 1853. landesherrlich beſtaͤtigten Statuten 
der Geſellſchaft, wie ſolche in der notariellen Urkunde vom 30. November 1863. 
als Statuten⸗Nachtrag enthalten find, zu genehmigen geruht. 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt der notariellen Verhandlung vom 30. No⸗ 
vember 1863. wird durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Aachen 
bekannt gemacht werden. ö 5 


Berlin, den 1. Februar 1864. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Schede. 


(Nr. 5814.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Februar 1864., betreffend die in Gemaͤßheit des 
f Geſetzes vom 24. September 1862. zum Bau einer Eiſenbahn von Kohl⸗ 
furt und Goͤrlitz uͤber Lauban, Greiffenberg und Hirſchberg nach Walden⸗ 
burg, ſowie einer direkten Eiſenbahn von Cuͤſtrin nach Berlin aufzuneh⸗ 
mende Staatsanleihe von ſiebenzehn Millionen Thaler. 


Au Ihren Bericht vom 1. d. Mts. genehmige Ich, daß die Staatsanleihe 
von ſiebenzehn Millionen Thaler, welche in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 
24. September 1862., betreffend den Bau einer Eiſenbahn von Kohlfurt und 
Goͤrlitz über Lauban, Greiffenberg und Hirſchberg nach un, ſowie 
einer direkten Eiſenbahn von Cuͤſtrin nach Berlin (Geſetz-Sammlung S. 317.), 
aufzunehmen iſt, in Schuldverſchreibungen uͤber Einhundert Thaler, zweihundert 
Thaler, fuͤnfhundert Thaler und Eintauſend Thaler nach Maaßgabe des Be⸗ 
darfs ausgegeben und mit vier ein halb Prozent jaͤhrlich am 1. April und 
1. Oktober jeden Jahres verzinſt, und daß von dem auf die vollſtaͤndige Er⸗ 
Öffnung des Betriebes einer jeden der vorgenannten beiden Bahnen folgenden 

(Ar. 58135814) 5 Jahre 


Dieſer Mein Erlaß ift durch 
niß zu bringen. | i 


Berlin, den 4. Februar 1805 i 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. 


An den Finanzminiſter. 


WMiuetigirt im Büren des Stonts-Minifteriums, 
Br Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
RE ae Gr v. Decker). 8 


’ 


